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Das wasserrechtliche Verfahren wurde mit Verfügung des 
Regierungspräsidiums vom 12.07.2023 genehmigt. Ein 
Planfeststellungsverfahren war nicht erforderlich.  
Die Änderungen, die sich aus dem wasserrechtlichen 
Genehmigungsverfahrens ergeben und auch in der Bauleitplanung 
berücksichtigt werden müssen, werden in die Unterlagen der 
Bauleitplanung eingearbeitet.  
Der Geltungsbereich wird daher um einen kleinen Abschnitt des 
Aubaches erweitert. In diesem Bereich sollen 6 Erlen gepflanzt werden. 
Gemäß Genehmigungsverfügung sollen 9 weitere Erlen gepflanzt 
werden. Die Pflanzstandorte befinden sich allerdings im Geltungsbereich 
des rechtskräftigen Bebauungsplanes „Hüttenstraße“, sodass diese 
Pflanzung nicht vorgesehen werden kann. 
Das Regierungspräsidium, Dezernat Obere Wasserbehörde, prüft 
derzeit ob die übrigen 9 Erlen an anderen Standorten gepflanzt werden 
sollen. Dies kann unabhängig vom Bebauungsplan vorgenommen 
werden.  
 
Es wird auf Ziffer 1 der Abwägung verwiesen. Der Rückbau des Wehres 
und der Bau der Rauen Gleite wurden ebenfalls wasserrechtlich mit 
oben genannter Verfügung genehmigt. 
 
Die Bauleitplanung wird noch einmal öffentlich ausgelegt. Die Forderung 
ist daher eingehalten.  
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Vor der ersten öffentlichen Auslegung wurde bereits nachrichtlich 
aufgenommen: „Das Flurstück 58/7 ist als Altstandort in der 
Altflächendatei (AFD, Schlüssel-Nr.: 532.011.050-001.178, Status: 
Altlastenverdacht aufgehoben) eingetragen.  
Erdarbeiten auf diesem Flurstück sind daher Boden gutachterlich zu 
begleiten. 
Es ist daher bei den Bodenaushubarbeiten auf Bodenveränderungen 
hinsichtlich Farbe und Geruch zu achten. Sofern diesbezüglich 
Auffälligkeiten des Bodens auftreten, ist eine Bodenuntersuchung 
vorzunehmen. Kontaminationen sind der Unteren Wasser- und 
Bodenschutzbehörde zu melden und zu sanieren.“ 
Auch wird im Umweltbericht auf diesen Sachverhalt eingegangen.  
Änderungen sind nicht erforderlich. 
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Siehe Ziffer 4 der Abwägung 
 
Ein entsprechender Hinweis ist in der nachrichtlichen Übernahme, siehe 
Ziffer 4 der Abwägung, enthalten. 
 
 
Der Stadtverwaltung sind keine entsprechenden Anhaltspunkte bekannt. 
Die Untere Wasserbehörde wurde beteiligt. Entsprechende Anregungen 
wurden ebenfalls nicht vorgebracht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Detail wird nicht genannt, welche Annahmen des Schallgutachters 
nicht korrekt sind. 
Da der Unterschied lediglich 1 dB(A) ausmachen soll, sind Änderungen 
nicht erforderlich. 
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Die Untere Naturschutzbehörde wurde im Verfahren beteiligt. 
 
 
 
 
 
 
Der Veröffentlichungstext der öffentlichen Auslegung enthält den 
Hinweis, dass kein wichtiger Grund bekannt ist, der eine Verlängerung 
des Offenlegungszeitraumes erfordert. 
Der Bebauungsplan wird erneut öffentlich ausgelegt. Der gesetzlich 
vorgeschriebene Offenlegungszeitraum von einem Monat wird 
verlängert.   
Sowohl die ortsübliche Bekanntmachung als auch die 
Offenlegungsunterlagen wurden ins Internet eingestellt. Dies erfolgt 
auch im Rahmen der 2. öffentlichen Auslegung. 
Die gemäß Baugesetzbuch erforderliche Dokumentierung dieses 
Vorganges wird den Verfahrensunterlagen beigegeben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe Ziffer 10 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme des Kampfmittelräumdienstes wird als Anlage der 
Begründung beigegeben. 
Auch werden die textlichen Festsetzungen wie folgt nachrichtlich 
ergänzt: „Der Geltungsbereich liegt in einem Bombenabwurfgebiet. Vor 
Beginn der Bauarbeiten ist daher eine systematische Überprüfung auf 
Kampfmittel durchzuführen. Die Ergebnisse sind dem 
Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst des Landes 
Hessen, mitzuteilen und eventuell erforderliche weitere Maßnahmen 
abzustimmen.“ 
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Mit Schreiben vom 08.01.2018 wurde mitgeteilt, dass keine Bedenken 
bestehen. 
 
Mit Schreiben vom 16.01.2018 hat hessenArchäologie auf § 21 HDSchG 
verwiesen. Ein entsprechender Hinweis ist nachrichtlich in den textlichen 
Festsetzungen enthalten. 
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Die Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung wurde, auch unter 
Berücksichtigung der wasserrechtlichen Genehmigung, überarbeitet.  
 
 
 
 
 
 
Die Unterlagen wurden für das wasserrechtliche 
Genehmigungsverfahren überarbeitet. Auch wurden einige 
Unstimmigkeiten behoben. 
Die Bauleitplanung wurde daher entsprechend überarbeitet.  
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Das wasserrechtliche Verfahren wurde genehmigt. 
Die Unterlagen der Bauleitplanung wurden überarbeitet, siehe Ziffer 2. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe Ziffer 3 der Abwägung. Die wasserrechtliche Genehmigung 
beinhaltet auch die Errichtung der Rauen Gleite. 
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Die Obere Bodenschutzbehörde wurde beteiligt.  
 
 
 
 
 
Für bodeneingreifende Maßnahmen im Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes wird eine bodenkundliche Baubegleitung festgesetzt. 
Die Maßnahmen, die in der Begründung genannt sind, werden daher im 
Rahmen der Fachplanung berücksichtigt.  
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Die Unterlagen der Bauleitplanung wurden überarbeitet, siehe 
vorangegangene Ziffern. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Die Unterlagen der Bauleitplanung wurden überarbeitet. 
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Die Angaben zur Ringeltaube wurden ergänzt. 
 
Das Abfischen und Umsiedeln werden gemäß wasserrechtlicher 
Genehmigung vorgenommen.  
 
Die ökologischen Baubegleitung wurde festgesetzt. 
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Die Unterschreitung bis auf 6 m entspricht den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes. Zur besseren Darstellung wird der Fahrbahnrand in 
den Bebauungsplan zeichnerisch aufgenommen und der Abstand 
zwischen Fahrbahnrand und Baugrenze (6 m) bemaßt. 
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Die Baubeschränkungszone ist im offengelegten Bebauungsplan mit 26 
m, gemessen ab Fahrbahnrand, nachrichtlich eingetragen. Sie wird 
verbreitert auf 40 m. 
 
Ein entsprechender nachrichtlicher Hinweis ist in den textlichen 
Festsetzungen enthalten. 
 
Dies ist im Bauleitplanverfahren nicht abschließend zu klären. 
Da ein Gewerbegebiet festgesetzt ist, ist mit unzulässigen Immissionen 
der B 277 nicht zu rechnen. 
 
Die Unterlagen werden nach Erlangen der Rechtskraft zugesandt. 
 
Die personenbezogenen Daten sind geschwärzt, obwohl es sich um eine 
behördliche Stellungnahme handelt. 
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Die Anregungen betreffen die Fachplanungen. Entsprechende 
Maßnahmen sind im Bebauungsplan nicht festzusetzen. 
 
 
 
Die ausreichende Löschwasserversorgung muss im Rahmen der 
Fachplanungen nachgewiesen werden. 
Dessen ungeachtet erhöht sich der Löschwasserbedarf aufgrund der 
Bauleitplanung nicht.  
 
Die frühzeitige Kontaktaufnahme mit den Ver- und Entsorgern ist 
vorgesehen. Dies kann allerdings im Bebauungsplan nicht festgesetzt 
werden. 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme vom 16.01.2018 wurde bereits abgewogen. Auf das 
Denkmalschutzgesetz wird in den textlichen Festsetzungen nachrichtlich 
hingewiesen.  
Änderungen sind nicht erforderlich. 
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Durch die Bauleitplanung wird in die Infrastruktur, die in den 
angrenzenden Straßen vorhanden ist, nicht eingegriffen. 
 
Die Anregungen betreffen die Fachplanung. Im Bebauungsplan kann 
dies nicht festgesetzt werden. 
 
 
 
 
 
 
 

 




